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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Tobias Reiß, 
Tanja Schorer-Dremel, Thomas Huber, Dr. Franz Rieger, Alex Dorow, Matthias 
Enghuber, Dr. Martin Huber, Petra Högl, Andreas Jäckel, Jochen Kohler, Alex-
ander König, Dr. Stephan Oetzinger, Alfred Sauter, Andreas Schalk, Sylvia 
Stierstorfer, Walter Taubeneder und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Tobias Gotthardt, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Eva 
Gottstein, Johann Häusler, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Dr. Leopold Herz, 
Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Für ein starkes Europa mit klarer Verantwortung – Sozialpolitik bleibt Sache der 
Mitgliedstaaten  

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag bekennt sich zum europäischen Integrationsprozess und zur Europäischen 
Union. Die Menschen in Bayern würden ohne Europa heute nicht in gleicher Weise in 
Frieden, Freiheit und Wohlstand leben. Der Landtag tritt für ein starkes und empathi-
sches Europa ein, in dem das Modell der sozialen Marktwirtschaft zum Tragen kommt. 

Ein starkes Europa lebt jedoch auch von klaren Verantwortlichkeiten. Die soziale Absi-
cherung der Bürgerinnen und Bürger ist Sache der Mitgliedstaaten. Jeder Mitgliedstaat 
hat im Bereich der Sozialpolitik seine Grundvorstellungen, an denen er sich orientiert. 
Er ist für seine Bürgerinnen und Bürger verantwortlich. Dabei besteht ein intensiver Zu-
sammenhang zur Verantwortung jedes Mitgliedstaates für seine stabilen, zukunftsori-
entierten Finanzen. Die primäre Zuständigkeit für die soziale Sicherung der Menschen 
muss daher bei den Mitgliedstaaten verbleiben. 

Der Landtag lehnt deswegen bei den bisher unter das Einstimmigkeitserfordernis fal-
lenden Bereichen der EU-Sozialpolitik einen Übergang auf das Prinzip der qualifizierten 
Mehrheit klar ab. Der Landtag erteilt den Bestrebungen zur Schaffung einer Europäi-
schen Arbeitslosenversicherung oder der Einführung eines europäischen Mindestlohns 
ebenfalls eine klare Absage. 

Diese Haltung wird unmittelbar an die Europäische Kommission, das Europäische Par-
lament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

Der Landtag fordert darüber hinaus auch die Staatsregierung auf, sich auf Bundes- und 
europäischer Ebene weiterhin mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass im Bereich der 
Sozialpolitik das Subsidiaritätsprinzip, die Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten und 
das geltende Einstimmigkeitsprinzip in der Sozialpolitik gewahrt werden. 

 

 

Begründung: 

Die Europäische Kommission möchte mit der am 16.04.2019 angenommenen Mittei-
lung COM(2019) 186 final eine Debatte über das Beschlussfassungsverfahren in Fra-
gen der europäischen Sozialpolitik anstoßen. Die EU-Kommission identifiziert folgende 
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Bereiche der EU-Sozialpolitik, in denen sie vom bisherigen Einstimmigkeitserfordernis 
auf das Prinzip der qualifizierten Mehrheit wechseln will: 

─ Nichtdiskriminierung aus verschiedenen Gründen (Geschlecht, Rasse oder ethni-
sche Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter und sexuelle 
Ausrichtung); 

─ soziale Sicherheit und sozialer Schutz von Arbeitnehmern (außer in grenzüber-
schreitenden Fällen). 

Eine Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip lehnt der Landtag jedoch ab. 

Dem Landtag ist wichtig, dass Europa eine soziale Dimension hat: Die Europäische 
Union hat in den vergangenen Jahren viele wichtige Harmonisierungen, Standards und 
Koordinierungen im Bereich der Sozialversicherungen, der fairen Arbeitsbedingungen 
oder der Arbeitssicherheit erreicht. 

Eine Abkehr vom Prinzip der Einstimmigkeit in den genannten Bereichen der Sozialpo-
litik könnte aber dazu führen, dass Deutschland etwa bei Themen, die die sozialen Si-
cherungssysteme betreffen, überstimmt werden könnte. Das hätte direkt Auswirkung 
auf die Systeme der sozialen Sicherheit und deren Finanzierung in Deutschland. Dabei 
gehören der Sozialstaat und die Haushaltspolitik zum Kernbereich der staatlichen Sou-
veränität Deutschlands. 

Durch eine Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip würde außerdem einer Verwischung der 
klaren Verantwortlichkeiten von Europäischer Union und Mitgliedstaaten Tür und Tor 
geöffnet. Dabei ist eine klare Zuordnung von Verantwortung Voraussetzung für ein star-
kes Europa, die Verantwortung für die soziale Absicherung der Menschen darf nicht auf 
die Europäische Union abgewälzt werden. 

Der Landtag weist dabei auf die zahlreichen Bereiche hin, in denen in der Vergangen-
heit gemeinsam mit der Europäischen Kommission durch die gute Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten auch im Bereich der Sozialpolitik für die Menschen in Europa viel er-
reicht wurde, etwa durch die Netzwerke der öffentlichen Arbeitsmarktservices PES und 
das Kooperationsnetzwerk EURES im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. 

 



(Zurufe von der SPD: Oh!)

– Da können Sie jetzt buhen. Ich bin jetzt über zehn Jahre hier in diesem Hohen 
Haus, und es gab in über zehn Jahren keine einzige Situation, die es gerechtfertigt 
hätte, Sie mit der AfD oder einer anderen Gruppierung des rechten oder linken ext-
remistischen Spektrums in einen Topf zu werfen. Das habe ich nie getan, und das 
werde ich auch nicht tun.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib (SPD) und Natascha Kohnen (SPD))

Es ist bedauerlich, dass Sie das als Verquickung verstanden haben und dass Sie 
es so verstanden haben, dass die SPD hier mit der AfD in einen Topf geworfen 
wird.

(Volkmar Halbleib (SPD): Lesen Sie Ihren Antrag!)

Das war nie Gegenstand dieses Antrags. Das war nie beabsichtigt. Ich denke, 
diese Erklärung ist klar und eindeutig. Dass zwei Sachverhalte in einem Antrag zu-
sammengefasst sind, ist nichts Unübliches. Das passiert öfters.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist keine Distanzierung!)

Um es noch mal deutlich zu sagen: Es sind zwei voneinander getrennte Vorgänge.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie machen es noch schlimmer!)

Es war weder meine Absicht noch ist es der Inhalt meines Redebeitrags – Sie kön-
nen ihn gerne noch einmal anhören, ich werde es auch tun –, Sie mit rechtsextre-
mem Gedankengut in Verbindung zu bringen.

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Vielen Dank Herr Abgeordneter Pohl. – 
Gibt es Wortmeldungen zur Gegenrede? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. Damit ist 
die Aussprache geschlossen. Die Abstimmung zu diesem Dringlichkeitsantrag wird 
beim nächsten Plenum ohne weitere Aussprache erfolgen. 

Die weiteren Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/1850 mit 18/1859 und 
18/1876 mit 18/1881 werden in die zuständigen federführenden Ausschüsse ver-
wiesen. 

Die Tagesordnungspunkte 6 (Drs. 18/305), 7 (Drs. 18/314), 8 (Drs. 18/315) und 9 
(Drs. 18/342) werden vertagt.

Meine Damen und Herren, es bleibt mir nichts anderes zu tun als das, was mir 
Herr Kollege Swoboda unnötigerweise abnehmen wollte. Ich wünsche Ihnen einen 
schönen Abend, geprägt von etwas unaufgeregteren Gesprächen, gerne auch 
über Fraktionsgrenzen hinweg. Schönen Abend! Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19:30 Uhr)

Protokoll 18/16
vom 08.05.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Tobias Reiß u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Tobias Gotthardt u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 18/1876 

Für ein starkes Europa mit klarer Verantwortung - Sozialpolitik bleibt Sache der 
Mitgliedstaaten  

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Dr. Franz Rieger 
Mitberichterstatter: Martin Böhm 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 11. Sit-
zung am 21. Mai 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Tobias Gotthardt 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Baus-
back, Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Thomas Huber, Dr. Franz Rieger, Alex 
Dorow, Matthias Enghuber, Dr. Martin Huber, Petra Högl, Andreas Jäckel, Jochen 
Kohler, Alexander König, Dr. Stephan Oetzinger, Alfred Sauter, Andreas Schalk, 
Sylvia Stierstorfer, Walter Taubeneder und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Tobias Gotthardt, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Eva 
Gottstein, Johann Häusler, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Dr. Leopold Herz, 
Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Drs. 18/1876, 18/2757 

Für ein starkes Europa mit klarer Verantwortung – Sozialpolitik bleibt Sache der 
Mitgliedstaaten  

Der Landtag bekennt sich zum europäischen Integrationsprozess und zur Europäischen 
Union. Die Menschen in Bayern würden ohne Europa heute nicht in gleicher Weise in 
Frieden, Freiheit und Wohlstand leben. Der Landtag tritt für ein starkes und empathi-
sches Europa ein, in dem das Modell der sozialen Marktwirtschaft zum Tragen kommt. 

Ein starkes Europa lebt jedoch auch von klaren Verantwortlichkeiten. Die soziale Absi-
cherung der Bürgerinnen und Bürger ist Sache der Mitgliedstaaten. Jeder Mitgliedstaat 
hat im Bereich der Sozialpolitik seine Grundvorstellungen, an denen er sich orientiert. 
Er ist für seine Bürgerinnen und Bürger verantwortlich. Dabei besteht ein intensiver Zu-
sammenhang zur Verantwortung jedes Mitgliedstaates für seine stabilen, zukunftsori-
entierten Finanzen. Die primäre Zuständigkeit für die soziale Sicherung der Menschen 
muss daher bei den Mitgliedstaaten verbleiben. 

Der Landtag lehnt deswegen bei den bisher unter das Einstimmigkeitserfordernis fal-
lenden Bereichen der EU-Sozialpolitik einen Übergang auf das Prinzip der qualifizierten 
Mehrheit klar ab. Der Landtag erteilt den Bestrebungen zur Schaffung einer Europäi-
schen Arbeitslosenversicherung oder der Einführung eines europäischen Mindestlohns 
ebenfalls eine klare Absage. 

Diese Haltung wird unmittelbar an die Europäische Kommission, das Europäische Par-
lament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

Der Landtag fordert darüber hinaus auch die Staatsregierung auf, sich auf Bundes- und 
europäischer Ebene weiterhin mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass im Bereich der 
Sozialpolitik das Subsidiaritätsprinzip, die Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten und 
das geltende Einstimmigkeitsprinzip in der Sozialpolitik gewahrt werden. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 21 der Anlage. Das ist der Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 

und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Für beste Ausbildung – Stall-

neubau auch für ökologische Tierhaltung nutzen" auf Drucksache 18/1642, der auf An-

trag der AfD-Fraktion einzeln behandelt werden soll. Der Aufruf dieses Antrags erfolgt 

nach der Behandlung der Dringlichkeitsanträge.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die gesamte Antragsliste mit Ausnahme der 

Nummern 21 und 25. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den ein-

zelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Damit ist die Liste mit 

Ausnahme der Nummern 21 und 25 so beschlossen, und der Landtag übernimmt 

diese Voten.
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